
II. Teil. 

Inaugurationsrede 
"Über die jüngste Entwicklung des Landeskultur­

rechtes in Österreich". 



N ach alter Sitte liegt dem 11ektor ob, am Jnaugurations­
tage ein Thema aus sein em wissenschaftlidle:l Fachgebiete zu 
besprechcm. 

Gestatten Sie mir, Ihnen "Über die ,iüngstD Entwicklung 
(les Landeskultnrrcchtes in Österreich" einigo kurze Aus­
führungen darzubieten. 

Mit der 11.:.1]) führung vel'fnssnngsmäßiger V crhültnisse in 
Ü:,;terreich durch das Oktobcrrliplolll des Jahres 1860 und 
das Fehruarpateht von lößl IYllrde nebon die ~entl'ale Stants·· 
gewalt· die Lünderautonomie mit selbstiindiger Gesetzgebung 
und V cl'waltungsgclvalt gestellt. Das ::3ystem der Doppel,rcr-
tretung des Volkes im Heichsrate und im L::mdtage verlangte 
1"01' allem die Regelung eIer Kompetenz dieser. gesetzgebellclen 
Körper. Diese erfolgte in den zitierten Stnatsgl'llndgesetzen 
durch Aufführung der Gegenstände, I'{elche in die Kompetenz 
der Heicllsvertl'etung verwiesen Ivnrden. ",Vas hienach dieser 
nicht vorbehalten blieb, sollte durch die Landtage als "Lancles­
angelegenheit" erledigt werden. 

In den Lalldesordnungen, welche den Begriff "Landes­
angelegenheiten " umschreiben, nehmen die im Interesse der 
Lnndeskultur zu erlassenden Normen die erste Stelle ein. 

Daran ist auch nichts geündert worden,' als im Zuge 
der wechselnden Gestaltung des Verfassungslebens sich zeit­
weilig die zentralistischen Bestrebungen gegenüber den föde­
ralistischen 'J'endenzen durchzusetzen vermochten, auch nicht, 
als das erst~l'kte föderalistische Prinzip eine Erweiterung 
der AutollOlme aer Königreiche und Länder erstrebte und 
erzielte. 
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Die letzte große Reform der Verfassungsgesetzgebung 
durch die 1907 erfolgte N ovellierung dehnt die Zuständigkeit 
der Landtage auf Gebiete, welche bis dahin ausschließlich 
Domäne der Reichsgesetzgebung waren, aus. Die Landtage 
werden berechtigt, in allen Landesangelegenheiten, somit auch 
injenen der Landeskultur, die einschlägigenStrafjustiz-, Polizei­
straf- und Zivilgesetzesbestimmungen zu treffen, ja selbst - in 
gewissen Grenzen - in die Organisation der :staatlichen Ver­
waltungsbehärden einzugreifen. Beurteilt man diese Ver­
fassungsänderung nicht vorn sp"ezifisch politischen Gesichts­
punkte aus, der zu einer abträglichen Kritik desselben führen 
kann, so wird die Meinung vertretbar sein, daß mit dieser 
Erweiterqng der Gesetzgebungsbefugnis der Landtage eine 
Voraussetzung umfassender und durchgreifender Betätigung 
auf legislativem Gebiete geschaffen war und durch die nunmehr 
gegebene 1\1öglichkeit, in einem und demselben Gesetze aUe 
durch dasselbe betroffenen Partien des positiven Rechtes "zu­
sammenhängend" zu regeln, die Übersichtlichkeit wesentlich 
erhoht und das Verständnis erleichtert "wird. Dazu kommt 
aber, daß schon längst vorher die Erkenntnis der dringenden 
Notwendigkeit," den Agrarverhältnissen mehr Aufmerksamkeit 
zuzuwenden, einen bestimmenden Einfluß auf die wirtschafts­
politische Tätigkeit der Landtage auszuüben begonnen hatte. 

Die mächtig aufstrebende agrarische Bewegung verwies 
auf die zunehmende Bedrängnis der Bodenproduktion und 
verlangte gebieterisch eine Regelung der bäuerlichen Wirt­
schaftsverhältnisse im Gesetzeswege, ein teils schützendes, teils 
förderndes Eingreifen der öffentlichen Gewalt. Es sind sonach 
wirtschaftliche und politische Motive, welche zu einem 
überrascheno.en Aufschwunge der Landeskulturgesetzgebung 
führten und die Land.tage zum großen Teile auch derzeit 
noch beherrschen, aber auch auf die Regierung nicht ohne 
Einfluß blieben und für die von derselben nunmehr seit einer 
Reihe von Jahren vertretene und systematisch geförderte 
Agrarpolitik bestimmend geworden sind. 

Den umfangreichsten und inhaltlich wichtigsten Landes­
kulturgesetzen liegt, wie aus den Motiven zu den Entwürfen 
der einzelnen Gesetze und aus den Publikationen der Regierung 
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hervorgeht, diese D 0 p p e I mo ti vi e I' un g zugrunde, bei 
welcher der po li tis c h e G esichtsp u TI kt keineswegs hinter 
dem wirtschaftlichen zurücksteht. 

Wie bei der im V o~jahre erfolgten Besprechung des 
"österreichischen Alpenrechtes " werde ich a~ch heuer bei der 
in gedrängter Kürze nachfolgenden Zusammenfassung der 
Hauptergehnisse der Landeskulturgesetzgebung aus· jüngster 
Zeit mich nicht damit befassen,. die Gründe der legislatorischen 
Aktionen auf ihre ·StichhäHigkeit und ihre Berechtigung im 
einzelnen zu prüfen und zu denselben Stellung zu nehmen. 
Dies würde den Rahmen und das Ziel meiner Darlegungen 
weit überschreiten. Aus dieser Unterlassung soll aber keines­
wegs der Schluß ge~ogen werden, daß ich den Motiven der 
Gesetzgebung vollständig beipflichte. Ich beschränke mich 
sowie im V oliahre darauf, aus den veröffentlichten amtlichen 
Mitteihmgen üher den Werdegang der Gesetze so viel mitzu­
teilen, als zum Verständnis des Gesetzeszweckes nötig zu 
sein scheint, und mache im übrigen auf die grundsätz­
lichen Bestimmungen des neuen Rechtes kommentierend auf-
merksam 1). . 

Die jüngste Entwicklung des Landeskulturrechtes greift 
tief in die Verhältnisse des land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebes ein; sie vervollkommnet die älteren Ges·etze über 
agrarische Operationen nach den Erfahrungen, w~lche seit 
der Durchführung derseIhen fast überall gem.acht worden 
sind, erweitert das Anwendungsgebiet derselben, schafft neue 
Jagdgesetze, mo·difiziert hestehende, sorgt in Aufforstungs-

1) Literatur: Schiff, Österreichs Agrarpolitik s,eit der·Grundent­
la.stung,. Tübingen '1898 j derael be,.· Grundriß .des östBlTBicbiscbenAgrar­
rechtes, Leipzig 1903; derselbe, Die ,agrarpolitische Gesetzgebu'ng der 
Landtage 1902-1908, in der Zeitschrift für Volkswhtschaft,Sozialpolitik 
und Verwaltung, 18. Band;· "Alpwirtschaftspolitik in Österrei~h"; ·veröffent~ 
licht .vom k. k. Aekerbauministerium, Wien 1908 jStenographisehe .. B e~ 
~i eh te über die Verhandlungen aer alpenUlndiischen Landtage ·ona; Bei­
lagen zu denselben; Daxenbicbler., "tJber Forstservituten" im Öster. 
reichischen z;entralblat~ für die juristische Praxis,19i3, Heft. 6; Podhor~.'ky, 
Zur Frage "Wald und Weide in Servitutsforst·en" ··in derösterreichisclben 
Vierteljahrsschrift. fiirForstwesen,. 19Ü,2. Heft., . Wien; 'sowie zahlreiche 

. Artikel in den land- und forstwirtschaftHehen· Fachzeitungen. 
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gesetzen für die örtlich notwendige Schaffung von Wald, 
gewähl·t verstärkten Schutz dem bestehenden Vi! aIde durch 
Verschärfung der forstpolizeilichen Maßnahmen und Förderung 
der ,Yildbachverbauung, sorgt für die Sicherung des Feld­
gutes und der nützlichen Vögel und regelt das Fischereiwesen. 
Aus der Fülle dieses Materials sei mir gestattet, zwei Gruppen 
der Gesetze herauszugreifen. 

In ergänzendem Zusammenhange mit den Alpenschutz~ 
gesetzen stehen die in Niederästerreich, Krain und Salzburg . 
erlassenen Gesetze zur Verbesserung der Hutweiden, welche 
die Hebung der Viehzucht bezwecken, mag dieselbe im alp­
,virtschaftlichen Betriebe gepflegt oder,. lediglich in der Flach­
landwirtschaft geführt werden. Im ersten Falle handelt es 
sich um die Weiden des sogenannten Talgutes, dieses unent­
behrlichen Zugehörs oder "Hilfsgebietes" der Alp~nweide, 
welches das ganze Jahr bewirtschaftet wird, gegenüber den 
ausgedehnten, nurüberSommer bewirtschafteten, hochgelegenen 
vVeideflächen. Schutz und Verbesserung dieser· für den freien. 
sommerlichen 'Veidegang bestimmten Alpengebiete bezwecken 
die Bestimmungen des Alpenrechtes ; für die Verbesserung 
aller übrigen 1,Veiden sorgen die zitierten Spezialgesetze. 

Hauptsächlich soU der Weideboden verbessert und seine 
Benützung erleichtert werden. Maßna.hmen, welche den Boden 
sichern, zur Pflege desselben dienlich sind und eine bessere 
Bewirtschaftung ermöglichen, können aus Staats- und Landes­
mitteln Unterstützungen erhalten. Bedingung solcher Sub­
ventionierung aus Mfentlichen Mitteln ist, die schriftliche Ver­
pflichtung des Unterstützungsnehmers, die Ve:r:besserungs­
arbeiten plangemäß durchzuführen, die vorgenommenen Her­
stellungen in gutem Stande zu erhalten und die verbesserten 
Weiden in der Folge ohne behördliche Bewilligung ihrer Be­
stimmung nicht zu entziehen. Diese Verpflichtung geht auch 
auf die Besitznachfolger über. Der Eigentümer muß sich hier 
eine ähnliche Beschränkung seiner Dispositionsbefugnis über 
sein Eigentumsobjekt gefallen lassen, wie der Alpeigentümer, 
dem bekanntlich gesetzlich verwehrt ist, die Alpe ihres alp­
wirtschaftlichen Charakters zu entkleiden oder sie in· eine 
andere Kulturgattung umzuwandeln. Es ist von besonderem 
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juristischen Interesse, zu konstatieren, daß die im Forstrechte 
schon längst ausgesprochene prinzipielle Bindung an eine 
bestimmte Kulturgattung in der Form der Verpflichtung zur 
Walderhaltung, nunme4r auch in das Landwirts.chaftsrecht 
übergegangen ist. 

Eine Aktion von größter Tragweite ist ferner die in den 
letzten.J ahren introduzierte Neuregulierung und Ablösung der 
Forst- und Weideservituten. Diese bäuerlichen Nutzungsrechte 
am Walde des Großgrundb,esitzers oder am Staatswalde pe­
stehen seit Jahrhunderten; sie sind teils bei der Kolonisation 
entstanden, durch Vorbehalt des Eigentumsrechtes an den 
extensiven Kulturen seitens des Grundherrn, der den Kolo­
nisten gewisse Naturalnutzungen an Alpe, Weide und Wald 
notwendigerweise anweisen mußte, teils nehmen sie ihren 
Anfang mit jenem Zeitpunkte. in welchem die ursprünglich 
bäuerliche Allmende vielfach in das Eigentum des Landes­
fürsten, bezw. des Staates überging. Frühzeitig begannen die 

. Interessenkonflikte zwischen Berechtigten und Verpflichteten 
und führten im Laufe der Zeit zu erbitterten Feindseligkeiten, 
da. und dod zu schwerer Schädigung des' einen oder des 
anderen Teiles, zu einer Devastierungqer Kulturen oder 
zum Untergange von Bauernwirtschaften. Diesen mißlichen 
Verhältnissen sollte im Jahre 1848 eIll Ende bereitet 
werden . 

. Während Art. 7 des Patentes vom 7. September 1848 
summarisch die endgültige Aufhehung der Holzungs- und 
Weiderechte anordnete und' im darauffolgenden Jahre· die 
Erlassung von Landesgesetzen zur Durchführung di,eses Prin­
zipes in Aussicht gestellt wurde, trat einige Jahre später 
anstatt der Ia-ndesgesetzlichen Regelung eine einheit­
liche reichsgesetzliche, aber von anderen Anschauungen 
ausgehende Durchführung ein. Das bekannte Servitutenpatent 
vom 5~ Juli 1853 spricht nämlich nicht mehr von der Auf­
hebung,. sondern von der Ahlösung oder Regulierung der 
Servituten, vertritt also einen wesentlich anderen Standpunkt. 
Die Ergebnisse der mehr als zwei Dezennien umfassenden 
Durchführung werden v~n Berechtigten und Verpflichteten 
als zumeist gänzlich unbefriedigend bezeichnet.. Bei der Ver-
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schiedenartigkeit der Verhältnisse in den eÜ1.zelnen Ländern, 
ja selbst in den einzelnen Landesteilen, bei dem begrejflichen 
Interessengegensatze zwischen·W aldeigentümern und N utzungs­
berechtigten, bei der naheliegenden Möglichkeit von Schikanen 
auf beiden Seiten ID,g bier sicherlich ein außerordentlich 
schwieriges Problem vor. 

Nach den offiziellen Quellen - den Publikationen der 
Landtage und der Regierung - und nach der agrarfreund­
lichen Literatur sind Ablösung und Regulierung zum Nach­
teile der berechtigten Bauern durchgeführt worden. Die Ab­
lösung in Geld oder in Grundstücken kam bienach vielfach 
einer teilweisen Konfiskation der Servitutsrechte gleich; die 
Regulierung durch ziffermäßige Fixierung von Umfang und 
Inhalt .der Nutzungsberechtigung schädigte die Bauernwirt­
schaften schwer, auch die "Freilegungen", d. i. die Ein­
schränkung des Nutzungsrechtes auf einen kleinen Teil des 
belasteten Areales "Linter gleichz.eitiger Erklärung der Servituts­
freiheit des größeren Teiles des Komplexes, verschärften die 
Sachlage, wenn die dauernde Ertragsfähigkeit des helasteten 
Teiles zu groß angenommen wurde; selbst die strengere 
Handhabung der forstgesetzlichen Bestimmungen gereichte 
nach den vorangeführten Quellen den bäuerlichen Besitzern 
durch eine weitere Einschränkung ihrer Nutzungsrechte zum 
Schaden. Die Beseitigung oder gründliche Ordnung dieser 
Verhältnisse wird geradezu als Voraussetzung der Erhaitung 
unseres Bauernstandes bezeichnet. 

In der forstlichen Literatur, in den Äußerungen der 
großen 'Valdbesitzer und Waldverwalter, wird die Sachlage 
ganz anders geschildert: Hienach sind es der Wald ~nd sein 
Eigentümer, die schwer geschädigt werden und an der Grenze 
ihrer Existenz, bezw. Leistungsfähigkeit angelangt sind. In 
vielen Fällen bleibt nach diesen Darlegungen dem Waldherrn 
nichts oder nicht viel mehr als das nackte Eigentumsrecht, 
für das er Steuern und Abgaben leisten un d mannigfache 
Kosten nach Forstrecht und Regulierungsvergleich auf sich 
nehmen muß; so die Kosten der Walderhaltung, Aufforstung, 
Instandhaltung yon Bringungswegen usw. Es wird betont, daß 
der dem Servitutsberechtigten zustehende Naturalbezug an 
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Holz und Streu für dessen wirtschaftlichen Bedarf gar nicht 
oder nur zum kleinen Teil notwendig sei, die St!euentnahme 
den ~Vald schwer schädige, mit dem Servitutsholze entweder 
eine wirtschaftlich sinnlose Verschwendung getrieben werde. 
oder aber dieses der Wirtschaft gar nicht diene, sondern ver­
kauft werde, zumal ja die Bedeutung und große Verwertbar­
keit des Holzes nicht mehr in seiner Eigenschaft als Brenn­
holz, sondern in seiner Verwendung als Nutzholz liegt. Auch 
über die schwere Schädigung des Waldes durch die Aus­
übung der Weide. wird geklagt, insbesondere über den 
Auftrieb von Zinsvieh. Gegenüber dieser Fülle von Be­
schwerden auf beiden Seiten, deren Aufzählung übrigens 
durchaus nicht Anspruch auf Vollständigkeit machen kann, 
den richtigen Ausweg und eine _.. für alle Fälle oder doch 
wenigstens der Mehrheit derselben - hefriedigendeLäsung 
zu finden, mag mit Recht als eine Herkulesarbeit bezeichnet 
werden. 

Sind nun die in den letzten Jahren in den Alpenländern 
erlassenen Landesgesetze geeignet, Recht und Billigkeit, 
Schutz der begründeten Interessen beider Teile, Förderung 
der Wald- und Bauernwirtschaft zu bringen und - was man 
nicht gering bewerten sollte - sind Garantien für einesach­
verständige und unbefangene Durchführung der gesetzlichen 
Anordnungen, die ja nur prinzipielle Normen sind und auf 
die einzelnen, oft grundverschiedenen Streitfälle riohtig an~ 
gewendet werden müssen, gegeben? 

Eine abschließende und zutreffende Kritik über die Rück­
wirkung des neugeschaffenen Rechtes auf die Verhältnisse 
der Land- und Forstwirtschaft in den Alpenländern ist der­
zeit· noch nicht möglich und wird wohl in erstlsrLinie den 
mit der- Sachlage gründlich vertrauten und _ unbefangenen 
Fachmännern beider Zweige der Bodenproduktion zukommen; 
ich will mich darauf beschränken, in aller Kürze die Haupt­
bestimmungen der publizierten Gesetze sowie des Entwurfes 
zu einem Lan'desgesetze für Salzburg, der mehrere besonders 
beachtenswerte Neuerungen enthält,anzufü11ren und daran 
einige Bemerkungen über die Organisation der Durchführung 
der Gesetze knüpfen. - . 
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Die Fortschritte in der 'Technik des landwirtschaftlichen 
Betriebes und in den Verkehrsmitteln haben in vielen Fällen 
die Fortdauer des Servitutsverhältnisses entbehrlich gemacht 

. oder es ist aus diesen und anderen Gründen die Art und 
vVeise der Ausübung, der Berechtigung anders zu ordnen .. 
Je nachdem kann also Ablösung oder Neuregulierung ein­
treten. Grundlage heider Operationen sind aber ausnahmslos 
jene Feststellungen im . Ausmaße der. Nutzungsrechte und 
Gegenleist.ungen der Berechtigten, welche in den früheren 
Regulierungserkenntni,ssen und Vergleichen enthalten sind. 
Eine Reyision dieser Feststellungen, die ja schon längst 
rechtskräftig geworden sind, auch wenn sie keine zutreffende 
Lösung enthalten, ist gesetzlich ausgeschlossen. 

vVenn die Servitut entbehrlich geworden ist, also keine 
Gefährdung des rationellen Hauptwirtschaftsbetriebes oder der 
Landeskultur zu besorgen ist, kann über Parteiverlangen die 
Ablösung in Geld oder in Grund und Boden 
ei Il t r e t e n. Die Geldablösung durch Zahlung eines A b­
fi n cl u n g s kap it als ist auf jene Fälle beschränkt,. in 
denen die Naturalbezüge nicht mehr unentbehrlich sind, ins­
besondere wenn die berechtigte Realität dem landwirt­
schaftlichen Betriebe dauernd entzogen wird, z. B. bei 
Etablierung einer Fabrik: Die Ablösung durch Überlassung 
geeignet81' und hinreichender G r 11 n d s t ü c k e kann sowohl 
bei "\veiderechten als auch bei Holz- und Streubezugsrechten 
stattfinden. 

Der vorher erwähnte Entwurf des Salzburger Landes­
gesetzes beschränkt die Abtretung von Waldgrund auf jene 
Fälle, in welchen besondere wirtschaftliche Verhältnisse die 
N otwendigkei t dieses Vorgehens ergeben, also auf Ausnahms­
fälle, und schließt die Abtretung von Staats- oder Gemeinde­
wald in Höhenlage an gefährlichen Hängen oder dort, wo 
aus ähnlichen Gründen ohne Benachteiligung des öffentlichen 
,valdes der Baumbestand nicht entfernt· werden kann, 
imperativ aus .. 

Aufga.be der Neuregulierung ist es vor allem, Ordnung, 
zu schaffen, wo bisher Unklarheit und Regellosigkeit geherrscht 
hat, u. zw. durch genaueste Bestimmung an Ort und Zeit der 
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Nutzung, praZlse Platzbezeichnung, Normierung der Weide­
plätze an Stelle der durch Aufforstung entzogenen sowie der 
Einzelheiten bei der Weideausübungusw. Der Motivenbericht 
zum Salzburger Entwurfe betont dabei, daß die Walderhaltung 
im öffentlichen Interesse liege, aber auch in dem der Servituts- . 
berechtigten, die ja dauernde Nutzungen ziehen wollen; daß 
sich der Waldbesitzer - ebenso wie der Berechtigte gegen 
eine Einschränkung seiner Nutzungen --- gegen eine 
Vermehrung seiner Verpflichtungen wehren werde, ja 
sogar wehren müsse, was speziell hei der, sta.atlichen )j~orst­
verwaltung zutreffen werde, die der Gesamtheit gegenüher 
für die Erhaltung des Waldes verantwortlich ist. 

Der Besserung der" Zustände soll aber auch die Einfluß­
nahme auf billige Vereinbarungen. über die Beitragsleistung 
zu den Kosten wirtschaftlicher Einrichtungen, wie Bringungs­
wege, Aufstellung von Zäunen, Bestellung von Hirten u. dgl. 
dienen, ebenso wie die Verfassung eines Verwaltungsstatutes 
für die einzelnen Einforstungsgruppen. 

Als eine in vielen Fällen vielleicht beide Teile befrie..; 
digend.e Lösung wird die Umwandlung der Holz- und Streu­
bezugsrechte in eine Holz- und Streuabgabe, die dem Be­
rechtigten an einem bestimmten Orte zu übergeben ist, ins 
Auge gefaßt. Die Entscheidllng darüber, ob diese Umwandlung 
stattfinden soll, steht den 'Berechtigten .zu. 

. Auch kann ein Ersatz dieser Bezüge durch anderweitige 
Materialien Platz greifen, u. zw. bei ,Nutzholz durch Verein­
barung der Parteien, bei Brennholz und Waidstreu, wenn der 
Wirtschaftsbetrieb keinen Schaden leidet und wenn der Ver­
pflichtete die einmalige Tragung der Kosten jener Her-'" 
stellungen . übernimmt,. welche infolge Gehrauchnahme von 
~rsatzmitteln notwendig werden. 

. Ein Novum ist der Gedanke des Salzburger Entwurfes, 
dies'e Naturalbezüge in Geldren ten umzuwandeln. 

Die notorische Überlastung der' Wälder mit ~ervitllts­
bezügen, die Schwierigkeit, den Berechtigten Aushilfswälder 
z~r Nutzung zuzuweisen,. führen zu dem Auskunftsmittel, 
die Natural be zugsrechte fÜ.r die Dauer. einer b e:" 

8 
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stimmten Zeit in Geldrenten umzuwandeln. '\Venn 
die Hälfte der Berechtigten cl e m zustimmt und die Behörde 
diese Lösung als zweckmäßig ansieht, kann von ihr eine all­
jährliche Festsetzung diesel' Rente vorgenommen werden .. Es 
soll aber dem Berechtigten unbenommen bleiben, auch dann, 
,\venn die Umwandlung stattgefunden hat, dennoch in jedem 
Jahre nach rechtzeitiger Anmeldung die zur Deckung seines 
Bedarfes erforderlichen Holz- und Streumengen in nat~ra zu 
beziehen. Die Institution der Geldrente soll dem Bauer den 
Übergang von der Natural- zur Geldwirtschaft ermöglichen. 
Damit soll aber der Bauer auch zu der dringend notwendigen 
Holzersparung erzogen werden. Die Holznot unserer Zeit, 
der hohe Handelswert der N utzholzsort.en, die als Brennholz 
und zu anderen Zwecke~l völlig unökonomisch verwendet 
werden, drängen im Interesse des Waldes zu dieser Modi­
fikation. 

Ein Schlußwort sei schließlich den Durchführungsbehörden 
gewidmet: Als solche sind die durch die Gesetze über agra­
rische Operationen 1883 neugeschaffenen Agrarbehörden be­
stimmt. Diese verfügen über die notwendigen Fachorgane 
(Forst- und Kulturtechniker, Landwirte, Geometer), sie haben 
einen umfassenden Wirkungskreis, der sich auf Agenden der 
politischen Verwaltung und der Zivilrechtspflegeerstreckt. 
Sie haben in 2. und 3. Instanz als Kommissionen zu fun­
gieren, denen richterliche Funktionäre zugesellt sind. Ihre 
Fachorgane haben Gelegenheit ,und Pflicht, einzudringen in 
die Verhältnisse der Groß- und Kleinbetriebe j die Förderung 
der Bodenkultur ist ihre erste und einzige Aufgabe. Sie sind 
junge Behörden, von ]{einer hemmenden Tradition belastet, 
nicht vom Formalismus angekränkelt, sie weisen Rüstigkeit, 
offenen Blick und große Gewissenhaftigkeit bei der Hand­
habung der Vorschriften auf. 

Man darf mit Recht hoffen, daß sie auch bei der Durch": 
führung der so wichtigen Servitutengesetzgebung eine glück­
liehe Eand haben werden. 
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Es ist wohl ein aufrichtiger Wunsch aller Berufstände, 
daß es der Landeskulturgesetzgebung und den Durchführungs­
organen gelingen möge, jene Produktionszweige ertragsfähiger 
und wirtschaftlich si eher zu stellen, welche die Grundlage 
der sozialen Pyramide unseres Staates gebildet haben und 
noch heute bilden; das aber sind die einzelnen Zweige der 
B 0 cl e np rod u k ti 0 n I die, in unveränderter Liebe mit der 
heimatlichen Scholle verbunden, diese fruchtbringend machen 
für die Gesamtheit. . 

3* 


